
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter Mai 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Dieser Monat war bestimmt von dem Tauziehen, das die Ampel um das Gebäu-

deenergiegesetz (GEG), bekannter unter „Habecks Heizungshammer“, veran-

staltet hat. Und wir haben mitgezogen. Nicht um dieses Gesetz zu verhindern, 

sondern um den Einbau CO2-neutraler Heizungssysteme zu ermöglichen. 

 

Habecks übereilte Ankündigungen eines Einbauverbots für Gas- und Ölheizun-

gen ab 2024 haben dazu geführt, dass bei den Heizungsinstallateuren für 2023 

überproportional viele Bestellungen für Gas- und Ölheizungen eingegangen 

sind. Nach dem geltenden Klimaschutzgesetz von 2019 ist der Einbau von Öl-

heizungen ab 2026 verboten. Das Vorziehen auf 2024 ist ein kleiner Schritt für 

den Klimaschutz und ein großer Schock für die Verbraucher. Im Unklaren ge-

lassen, was ab Januar 2024 auf sie zukommt, lassen natürlich viele jetzt zur 

Sicherheit noch eine Heizung einbauen, die sie vielleicht gar nicht wollten. Das 

ist schlechtes Regierungshandwerk Nr.1. 

 

Schlechtes Regierungshandwerk Nr.2 ist es, dem Eigentümer ab 2024 den Ein-

bau bestimmter Heizungen vorzuschreiben, ihm aber erst 2026 bis 2028 das 

Rüstzeug für eine wirtschaftlich sinnvolle Entscheidung an die Hand zu geben. 

Denn erst dann müssen (und können) die Kommunen ihre Wärmeplanung vor-

legen und Nah- oder Fernwärmenetze anbieten. Wo steht in dem Gesetz, ob 

demjenigen, der 2024 pflichtgemäß eine Wärmepumpe eingebaut hat, dann der 

Anschlusszwang nicht ins Haus steht? 

 

Schlechtes Regierungshandwerk Nr. 3 ist es, sich einseitig auf Wärmepumpen 

festzulegen und Holzpellets, Wasserstoff und Biogas systematisch zu behin-

dern. Das schlechteste Regierungshandeln ist es aber, einem solchen Gesetz 

keine klaren Förderrichtlinien anzuhängen. 

 

All das haben wir präzise benannt und klare Verbesserungsanträge eingebracht. 

Die Ampel lehnte sie alle ab, wirft uns aber gleichzeitig Untätigkeit vor. Be-

rechtigter Anlass, gerade der SPD-Fraktion mit Brecht vorzuhalten: „Wir stehen 

selbst enttäuscht und sehn betroffen – den Vorhang zu und alle Fragen offen“, 

auch die 101 des Ampelpartners FDP. 

 

Doch der schöne Monat Mai hielt auch viele erfreuliche Termine für mich be-

reit. Lesen sie selbst 
Ihr 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Video 
aus dem Bundestag. Heute ist es der Beitrag meines  
 

Fraktionskollegen Andreas Jung MdB  
 
vom 12. Mai 2023 zu einem unserer Anträge zum 
„Heizungsgesetz“ 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7554065#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NTU0MDY1&mod=mediathek
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7554065#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NTU0MDY1&mod=mediathek


 
  

Die Themen im Mai 

    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 
 
 
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

 

In Berlin  

 Fachgespräch zu Bodenmarkt und Agrarstruktur mit den 

Familienbetrieben Land und Forst (FabLF) 

 Koordinierungsrunde Landwirtschaft mit den Kollegen 

im EU-Parlament 

 Gäste der Konrad-Adenauer-Stiftung:  

Leaders für Justice aus Bosnien-Herzegowina  

 Jahresempfang der Agrardiplomaten in Deutschland 

 Besuch des Floorballteams des Antonianum Geseke 

  

Im Wahlkreis  

 Zupackende Hilfe - THW OV Lippstadt  

 EHS Management GmbH, Soest – Forderung nach 

flächendeckender Versorgung mit Defibrillatoren  

 Rehkitzrettung mit Wärmebildkamera-Drohnen 

 Landwirtschaft bezaubert – Landausflug der  

Quappe-Kids  

 70. Werler Waldbegang  

 

 
  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz  

 Kernbotschaften der Plenarwochen im Mai 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion Mai 2023   
z.B. 

 Wasserstoffhochlauf voranbringen 

 Hafenstandort Deutschland stärken 

 Beschleunigter Ausbau von Balkonkraftwerken 

 

 

 

Bürgersprechstunde im Juni 2023 

- Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
 
Zupackende Hilfe – THW Ortsverband Lippstadt 
Einladung zum „Lagebericht“ 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                     

                 Thorsten Strätgen, Klaus Breitkopf, MdB, Timo Harbich, Blume, Sascha Meyer 

 

Beeindruckender Besuch beim Ortsverband Lippstadt des Technischen Hilfs-

werks (THW) 

 

Sehr gern bin ich der Einladung gefolgt, den Ortsverband Lippstadt des Technischen 

Hilfswerks (THW) zu besuchen und einen Rundgang über das Gelände zu machen. 

 

Großeinsatzlage Tornado 2022 

Einsatzort für den THW ist alles vom einfachen Wasserrohrbruch bis zu Naturkatastro-

phen. In frischer Erinnerung ist noch der Tornado, der vor einem Jahr mit bis zu 200 

km/h durch Lippstadt raste und eine Spur der Verwüstung hinterließ. Die Landrätin hatte 

die Großeinsatzlage ausgerufen und der THW arbeitete mit rund 800 Einsatzkräften aller 

Hilfsorganisationen zusammen, um Menschen zu bergen, Straßen zu beräumen, Einstürze 

abzustützen. Das schwere Einsatzgerät, das dabei zum Einsatz kam, erläuterte mir Fach-

berater Klaus Breitkopf (2.v.l) bei unserem Rundgang über das Gelände. 



 
  

Einsätze auch im Ausland 

Aber nicht nur im Inland, auch vom Ausland wird das THW bei Katastrophenfällen geru-

fen, aktuell auch in der Ukraine. Das THW richtet Notunterkünfte ein, leistet Nothilfe mit 

Ausrüstung oder Geräten, liefert Hilfsgüter an ukrainische Partner und stellt die Lebens-

mittelversorgung in Flüchtlingslagern sicher.  

 

GROSSER DANK 

Die Besuche beim THW sind jedes Mal eine wertvolle Erfahrung. Sie bieten mir die Mög-

lichkeit, DANKE zu sagen und auf die wichtige ehrenamtliche Arbeit des THW aufmerk-

sam zu machen. 

                          zurück zur Übersicht 

 

                                                                                                                                 

 

EHS Management GmbH, Soest 
Leben retten – Erstversorgung flächendeckend ermöglichen 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

          

 

 mit Ralf Wischnewski und Heinrich Frieling MdL 

 

 

Erste Hilfe leisten 
Hand aufs Herz – wie lange liegt Ihr letzter Erste-Hilfe-Kurs zurück? Stabile Seitenlage, 
Herzdruckmassage oder gar das Anlegen eines Defibrillators? Und wenn Sie das können, 
wüssten Sie, wo Sie einen Defibrillator finden? 



 
  

EHS Management Soest fordert flächendeckende Versorgung mit Defibrillatoren und 
Erste-Hilfe-Kurs in Schulen 
 
Der Geschäftsführer der EHS Management GmbH Soest, Ralf Wischnewski, hatte meinen 
Kollegen aus dem Landtag NRW, Heinrich Frieling, und mich eingeladen, um mit uns über 
den dringenden Bedarf an öffentlich zugänglichen Defibrillatoren und die allgemeine Auf-
frischung der Bevölkerung in Erster Hilfe zu sprechen. 
 
Ganz präzise hatte er folgende Vorschläge für Bund und Land: 
 

1. Einführung einer gesetzlichen Verpflichtung zur flächendeckenden Versorgung mit 
Defibrillatoren (AED) für Unternehmen, Betriebe, Institutionen und Gewerbetreibende. 
 
2. Einbringung von Gesetzesinitiativen auf Länderebene zur Einführung von Erste-
Hilfe-Kursen und Fortbildungen ab der Sekundarstufe 1. 

 
Flächendeckende Versorgung mit Defibrillatoren (AED) 
In Deutschland verlieren jährlich 70.000 Menschen ihr Leben aufgrund plötzlichen Herz-

versagens. Allerdings kann eine frühzeitige Defibrillation (bei Herzkammerflimmern) die 

Überlebenschancen in vielen Fällen erheblich steigern. Schätzungen zufolge könnten bei 

rechtzeitiger Anwendung eines Defibrillators 30-45% der Betroffenen gerettet werden.  

 

Im Kreis Soest gab es im Zeitraum von Mitte 2021 bis Ende 2022 insgesamt 178 Einsätze 

eines Defibrillators, bei denen 58 Menschen durch diesen Einsatz gerettet werden konnten. 

Grund genug die flächendeckende Verfügbarkeit von Defibrillatoren auszubauen.  

 

Jede Minute zählt und jeder könnte einen Defibrillator bedienen. 

Jede Minute zählt in solchen kritischen Momenten. Daher ist es von entscheidender Be-

deutung, dass Defibrillatoren leicht zugänglich sind und dass man den Umgang schon ein-

mal geübt hat. Denn der Einsatz eines Defibrillators ist gerade nicht nur den Fachleuten 

vorbehalten. Moderne Geräte sind benutzerfreundlich und verfügen über einfache Anwei-

sungen, um eine effektive Nutzung zu ermöglichen. Der Umgang mit Defibrillatoren ist 

heute Teil eines jeden Erste-Hilfe-Kurses. 

 

Defibrillatoren im Kreis Soest finden über die App „corhelper“ (Herzensretter) 

Eine strategische Platzierung der Geräte gewährleistet, dass im Notfall schnell ein Defibril-

lator verfügbar ist, um Erste Hilfe zu leisten, bis professionelle medizinische Hilfe eintrifft. 

Die im Kreis Soest verfügbare App „corhelper“ bietet den Zugriff auf eine Karte mit allen 

verfügbaren Defibrillatoren. Außerdem übernimmt sie die Alarmierung der Rettungs-

dienste. 

 

Defibrillatoren im betrieblichen Bereich: Kleiner Einsatz – große Wirkung 

Mich hat dieser Vormittag bei der EHS Lippstadt sehr nachdenklich gemacht. Eine Pflicht 

für Betriebe, Defibrillatoren vorzuhalten, gibt es nicht. Allerdings schreibt die Deutsche 

Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) eine Mindestzahl an Ersthelfern entsprechend 

der Betriebsgröße vor. Es wäre sehr angeraten, alle Betriebe darauf aufmerksam zu ma-

chen, wie groß die rettende Wirkung im Notfall und wie klein der Aufwand ist, einen De-

fibrillator anzuschaffen und die Ersthelfer an diesem Gerät zu schulen. Eine gesetzliche 



 
  

Verpflichtung halte ich aber nicht für geraten. Denn Gesetz heißt kontrollieren, heißt För-

dermittel anbieten, heißt beantragen, prüfen und bewilligen. Man nennt das Bürokratie. 

Ich befürworte den schnellen und schlanken Weg: Aufklären + Überzeugen. 

   Zurück zur Übersicht  
 

Rehkitzrettung – Bundesförderung für Drohnen mit 

Wärmebildkamera 
Fachvortrag bei der CDU Lindenfels im Odenwald 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Anagramm – iStock/ Getty Images Plus via Getty Images 

 

Die schützende Wiese soll nicht zur Todesfalle werden 
In saftigen, hohe Wiesen stehen im Mai die „Wiegen“ der Rehkitze. Hier legen die Ricken 

die frischgesetzten Kitze ab, meistens eins, oft zwei. Drei bis vier Wochen werden sie von 

der Mutter gesäugt. In dieser Zeit „liegen sie ab“, d.h. sie suchen sich ein Versteck im 

hohen Gras und schmiegen sich reglos an den Boden. Bei Gefahr laufen sie nicht weg, 

sondern drücken sich nur noch tiefer ins Gras und verharren vollkommen stumm und still. 

Dieses „Abliegen“ ist ein Instinktverhalten und der beste Schutz vor Fuchs, Luchs, Wolf  

oder anderen Räubern. 

 

Was vor Räubern schützt, wird vor Mähmaschinen zur Todesfalle. Genau in dieser Phase 

der ersten Lebenswochen, in der Kitze sich in den hohen Wiesen an den Boden drücken, 

fällt der erste Grünlandschnitt. Jetzt steht das junge Gras in der Blüte, hat den höchsten 

Zuckergehalt und ist das ideale Tierfutter. Zeit für die erste Mahd, die wichtigste. Die 

meisten Landwirte setzen Großflächenmähwerke ein. Mit einer Arbeitsbreite bis zu elf 

Metern sicheln sie die Wiesen ab. Keine Chance für die kleinen „Ablieger“, die sich fest an 

den Boden drücken, heil solch eine Mahd zu überstehen. 



 
  

Rehkitzrettung 

Zur Rettung der Rehkitze arbeiten Landwirte mit  Jägern und Vereinen zur Wildtierrettung 

zusammen. Vor der Mahd werden die Wiesen abgegangen. Am sichersten ist die Suche mit 

Drohnen, die mit Wärmebildkameras ausgerüstet sind. Sie finden die kleinen warmen 

Kitzkörperchen, die im hohen Gras mit den bloßen Augen nicht zu entdecken sind. Dazu 

findet die Suche bereits in den frühen Morgestunden statt, bevor der Boden sich erwärmt 

hat. Geschulte Helfer nehmen die Kitze auf, ohne sie direkt zu berühren, setzen sie in einen 

Karton und verbringen sie an einen sicheren Ort am Rande der Wiese. Nach der Mahd 

werden sie mit dem Karton wieder in die Wiese gesetzt, der Karton wird leicht angekippt 

und behutsam rutscht das Kitz in sein Biotop zurtück. Hier finden Mutter und Kitz sich 

wieder. 

 

Auch im Kreis Soest sind während der Mahd täglich zahlreiche ehrenamtliche 

Rehkitzretter unterwegs. Um 4 Uhr morgens geht es raus, gegen 8:30 muss die Mahdfläche 

abgesucht sein. Ab dann wird es zu warm für verlässliche Anzeigen der  

Wärmebildkamera. Um dieses Morgenprogramm mit der Berufstätigkeit vereinbaren zu 

können, sind pro Drohne vier Teams eingeplant, jedes Team mit vier bis sechs  Suchern 

und einem Piloten. So ist sichergestellt, dass jede Drohne täglich für die Suche eingesetzt 

werden kann. 

 

Seit 2021 unterstützt die Bundesregierung die Rehkitzrettung und fördert die Anschaffung 

der Drohnen. Auch das Land NRW hat die Anschaffung von Drohnen gefördert.  Allein im 

Kreis Soest sind heute 12 Drohnen aus der Förderung von Land und Bund zur 

Rehkitzrettung im Einsatz. 

 

 

Bundesförderprogramm für Drohnen mit Wärmebildkamerasystem 
Als jagdpolitischer Sprecher der CDU/CSU Bundestagsfraktion habe ich die Einladung der 

CDU Lindenfels im Odenwald gern angenommen, um das Bundesförderprogramm, das das 

BMEL noch unter der Ägide von Julia Klöckner aufgelegt hat und auch in diesem Jahr 

fortführt, vorzustellen und anzuregen, davon unbedingt Gebrauch zu machen. Mit einem 

Volumen von insgesamt zwei Millionen Euro werden jagdliche Vereine und Vereine zur 

Rehkitz- bzw. Wildtierrettung bei der Anschaffung von bis zu vier Drohnen gefördert.  

 

 

 

 

 

 

 
                                 

 

 

 

 

 
Rehkitzrettung in der Soester Börde 2017 

 

Zurück zur Übersicht 

 



 
  

Landwirtschaft bezaubert - Landausflug der Quabbe-Kids  

Besuch auf dem Hof von Bertold Rasche, Lippetal-Lippborg 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Kinder und Bauernhof – das ist Liebe auf den ersten Blick 

Das durfte ich diese Woche wieder erleben. Die Quabbe-Kids der KiTa in Lippetal-Lipp-

borg machten einen Ausflug auf den Hof von Berthold Rasche.  

 

Die Kälber hatten es ihnen besonders angetan. Immer wieder lockten sie sie mit Futter und 

streckten ihre Hände hinüber, um sie zu streicheln – aber nur mit der ganz flachen Hand! 

 

Der Ausbildungshof Rasche bietet alles, was zu einem richtigen „Bauernhof“ gehört. Neben 

Milchkühen, die gemolken werden, und Kälbern in Offenställen, gibt es auch Getreidean-

bau und Grünlandwiesen. Und wie immer konnte ich auch jetzt beobachten, wie neugierig  

Kinder dieses Alters auf alles sind, was man ihnen zeigt: Hier betrachten sie ganz ernsthaft, 

was da wächst und heranreift: Ist das Gerste oder Weizen oder wird daraus einmal das 

Mehl für ein Roggenbrot? Wo sind die Körner? Darf ich mitfahren, wenn Du erntest? 
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Partner Acker e.V. und die Acker Racker 

Die SVLFG (Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) fördert seit 

geraumer Zeit mit dem Partner Acker e. V. das ganzjährige Bildungsprogramm AckerRa-

cker (www.acker.co/ackerracker). Hier geht es darum, an Kindergärten kleine Gemüse-

acker gemeinsam mit den Erziehenden sowie den Kita-Kindern und deren Eltern anzule-

gen und zu pflegen.  

 

Wertschätzung für Lebensmittel 

Mehr Wertschätzung für und Freude an der Produktion von Lebensmitteln sind das Ziel 

– dazu gehört auch das Geschmackserlebnis von frischen Produkten, die man selbst gezo-

gen hat. Die Verbesserung und Regionalisierung der Verpflegung in Schulen und Kitas ist 

ein weiteres Anliegen.  

 

 „Agrarsoziales Sicherungssystem“  

nennt die SVLFG das Programm, mit dem sie Stadtkinder und deren Eltern mit der Land-

wirtschaft ihrer Region zusammenbringen möchte. Es geht darum, das Verständnis zwi-

schen Produzent und Verbraucher, zwischen Landwirt und Konsument zu stärken.   

 

Das ist heute mit dem Landausflug der Quabbe-Kids sehr gut gelungen. 

(Für den Fall, dass der Ortsunkundige sich fragt, was Quabbe bedeuten könnte: Die 

Quabbe ist ein Zufluss der Lippe)  

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zurück zur Übersicht 

 



 
  

 
70. Werler Waldbegang 

Diesjährige Überreichung der Wanderstöcke der Wallfahrtsstadt 

Werl 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es war mir eine Ehre 

Die Einladung von Bürgermeister Torben Höbrink zum Werler Waldbegang habe ich mit 

großer Freude angenommen. Die Stadt Werl pflegt hier eine wunderbare Tradition, die 

Menschen der unterschiedlichsten gesellschaftlichen Aufgabenbereiche bei einem 

Waldspaziergang zusammenführt. Diese Zielsetzung erfüllte Bürgermeister Höbring (re. im 

Bild) bei diesem 70. Werler Waldbegang in eindrucksvoller Weise. Neben mir als Politiker 

überreichte er den Werler Wanderstab Markus Ende vom Wallfahrtsteam Werl und gleich-

zeitig Jägerken von Soest, Ursula Steinhoff, Leitung der St.-Josef-Grundschule Werl-Westön-

nen, Nina Gygax, stell. Leiterin der JVA Werl, Dirk Daniel, Wachleiter der Polizei Werl, Cor-

nelia Birkenhauer, Leiterin der Kriminalpolizei Werl, und Christoph Walentowski, Galerie Wa-

lentowski. 

 

300-jährige Tradition 

Der Einladung konnte ich die interessante Historie des Werler Waldbegang entnehmen:  

„Der Werler Waldbegang kann auf eine über 300-jährige Tradition zurückblicken. Ur-

sprünglich diente er dazu, dem Magistrat der Stadt Werl über die aus dem Holzeinschlag 

zu erzielenden Einnahmen zu informieren und die Stadtgrenze zu überprüfen. Mittler-

weile hat sich der Waldbegang zu einer echten „In-Veranstaltung“ entwickelt, die Vertre-

tern aus Wirtschaft, Behörden, Politik und anderen gesellschaftlichen Gruppierungen die 

Möglichkeit bietet, in zwangloser Atmosphäre im Grünen miteinander ins Gespräch zu 

kommen oder bestehende Kontakte zu vertiefen.“                                    Zurück zur Übersicht 



 
  

In Berlin  

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

 

Fachgespräch zu Bodenmarkt und Agrarstruktur 

mit Vertretern der Familienbetriebe Land und Forst (FabLF) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
In großer Delegation: Vertreter der FabLF Landesverbände aus den 5 ostdeutschen Bundesländern, dem Vor-
sitzenden der AG für Agrarfragen Dr. Eberhardt Kühne (r.) und Bundesgeschäftsführer Leo v. Stockhausen 
(3.v.r.) 
 

Wo Stalins Bodenreform noch keine Geschichte ist 

Was die Schüler der 10. Klassen im Kreis Soest im Geschichtsunterricht kurz behandeln, 

die Bodenreform in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 1945-49, ist in den ostdeut-

schen Bundesländern bis heute gelebte Realität. Denn das Land, das Stalin nahm und nach 

sowjetischem Gusto neu verteilte, wurde entschädigungslos enteignet und blieb enteignet, 

auch nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland. Die Flächen, die Volks-

eigentum der DDR geworden waren, gingen in das fiskalische Eigentum der Bundesrepub-

lik über, die Flächen, die in „Bauernhand“ aufgesiedelt wurden, blieben privates Eigen-

tum.  

 

Als Wiedergutmachungsleistung für die enteigneten Alteigentümer trat im Dezember 1994 

das Ausgleichsleistungsgesetz (AusglLeistG) in Kraft. Es regelt u.a. die 1991 vom Bundes-

verfassungsgericht geforderten Wiedergutmachungsleistungen für Alteigentümer, u.a. 

Rechte zum begünstigten Erwerb land- und forstwirtschaftlicher Flächen (geregelt in der 

Flächenerwerbsverordnung).  



 
  

Das Recht zum Wiedererwerb ist mit einschneidenden Verfügungsbeschränkungen ver-

bunden, die nach 30 Jahren Wiedervereinigung als unbillige Härte empfunden werden.  

 

Eine entsprechende Nachjustierung des AusglLeistG anzuregen, war ein Thema unseres 

Gespräches. 

 

Die Bundesministerien für Landwirtschaft, Umwelt und Finanzen haben sich auf die 

vorrangige Vergabe an Ökobetriebe und Naturschutzverbände verständigt 

Besondere Brisanz entfaltet die Situation vor dem Hintergrund, dass Cem Özdemir als 

Bundeslandwirtschaftsminister einen neuen Umgang mit den ca. 91.000 ha Ackerflächen 

durchgesetzt hat, die aus der Bodenreform über das Volkseigentum der DDR heute noch 

im Eigentum der Bundesrepublik sind und von der Treuhandnachfolgerin BVVG verwal-

tet werden. Özdemir will den Verkauf untersagen und verfügt, dass diese Flächen und 

Flächen, deren Pachtvertrag ausläuft, ausschließlich an Ökobetriebe verpachtet oder un-

entgeltlich an Umweltverbände abgegeben werden - ein klarer Verstoß gegen den Privati-

sierungsauftrag im Treuhandgesetz. 

Die sich daraus ergebenden Folgen für den Bodenmarkt und die landwirtschaftlichen Be-

triebe, die nachhaltig, aber nicht als Ökobetriebe arbeiten, war das andere große Thema 

dieses Nachmittags.  

Auch dieses ist nach 75 Jahren eine direkte Auswirkung der Bodenreform 1945-49. Wenn 

der Staat seine Hand auf Grund und Boden legt, unterliegt deren Nutzung politisch-ideo-

logischen Einflüssen, heute dem Einfluss des Städters Bundeslandwirtschaftsminister Cem 

Özdemir.                                 Zurück zur Übersicht 

 

Koordinierungsrunde Landwirtschaft 

Abstimmung mit den Kollegen des EU-Agrarausschusses  

 

 

 

 

 

 

 

Mit dabei: Marlene Mortler MdEP. Mit im Bild: Meine Kollegen Albert Stegemann, Vorsitzender 

der AG Ernährung und Landwirtschaft, und Dieter Stier, MdB aus Sachsen-Anhalt (r.) 



 
  

In regelmäßigen Abständen setzen wir uns mit unseren Kollegen aus dem Europaparla-

ment zusammen, um die EU-Gesetzesinitiativen durchzusprechen. Hier geht es darum, 

die Auswirkungen für die heimische Landwirtschaft zu diskutieren und unser gemeinsa-

mes Vorgehen festzulegen. 

Die Themen bei dieser Videokonferenz waren u.a.: 

 Carbon Farming (regenerative Landwirtschaft, Kohlenstoffanreicherung in land-

wirtschaftlich genutzten Böden 

 EU-Verordnungsentwürfe für die nachhaltige Verwendung von Pflanzenschutz-

mittel (SUR) und das Naturwiederherstellungsgesetz NRL 

 IED (Industrieemissionsrichtlinie) 

 Gesetz für neue Gentechnische Verfahren (NGTs) 

 Überarbeitung der gemeinschaftlichen Tierschutzrechtssetzung 

 Sachstand Herkunftskennzeichnung für Fleischprodukte 

 Getreidekrise („grüne Korridore“) 

 Schutzstatus Wolf (Ratsinitiative) 

 Bleihaltige Munition in Feuchtgebieten verboten 

 GLÖZ (Standards für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand 

von Flächen) 

 

Jedes einzelne dieser EU-Vorhaben hat unmittelbare Auswirkung auf die Landwirtschaft 

in Deutschland. Die Zielsetzungen sind unterstützenswert, aber die Umsetzung muss 

ökonomisch und sozial zu leisten sein, auch für kleinere bäuerliche Betriebe – und sie 

darf keine neuen Bürokratiemonster schaffen.  

Zurück zur Übersicht 

 

Leaders for Justice aus Bosnien-Herzegowina 
Delegation auf Einladung der Konrad-Adenauer-Stiftung 

 

 

 

 

 

 

 

Unter der Leitung von Dr. Pavel Usvatov besuchte eine Gruppe junger Juristen aus 

Bosnien und Herzegowina (BiH) Berlin. Auf dem Programm standen Treffen im 

Bundesjustizministerium, der Bundesanwaltskammer und im Bundestag. Auch die 



 
  

strengste Maßnahme unseres Rechtssystem, der Strafvollzug, fehlte nicht, in Form 

eines Besuchs der JVA Moabit. Ziel der Reise ist ein Einblick der Nachwuchsjuris-

ten in das deutsche Rechtsstaats- und Parlamentssystem.  

Bosnien-Herzegowina 

Die Rechtsstaatsentwicklung in Bosnien-Herzegowina geht durch bewegte Zeiten, 

man könnte von einer verfassungsrechtlichen und politischen Krise sprechen. Es 

geht um die Festigung der Organe des Gesamtstaates, um Fragen des Staatseigen-

tums und staatlicher Kompetenzen. Bis heute steht Bosnien-Herzegowina unter der 

Aufsicht des Hohen Repräsentanten der UN. Er überwacht seit 1995 die Umsetzung 

der zivilen Aspekte des Dayton Ankommens, dem Friedensvertrag zwischen Ser-

bien, Kroatien und Bosnien und Herzegowina, der 1995 unter Vermittlung der USA 

und der EU geschlossen wurde und den Bosnienkrieg (1992-95) beendete. Seit 2021 

hat mein ehemaliger Fraktionskollege Christian Schmidt (CSU) dieses nicht span-

nungsfreie Amt inne. 

Leaders for Justice Programm der Konrad Adenauer Stiftung 

Bosnien-Herzegowina ist seit Dezember 2022 offiziell Beitrittskandidat der Euro-

päischen Union. Darum ist das „Leaders for Justice“ Programm der Konrad-Ade-

nauer-Stiftung so wichtig. Es ermöglicht jungen Juristen, intensiv und im direkten 

Austausch mit Praktikern das deutsche Rechtstaats- und Parteiensystem kennen-

zulernen. 

Gerne habe ich die Aufgabe übernommen, das parlamentarische Gesetzgebungsver-

fahren darzulegen. Wegen des Streiks der EVG konnte ich leider nicht persönlich, 

sondern nur über den Bildschirm vor Ort sein. Das bot gleich ein praktisches Bei-

spiel für Tarifstreit nach Regeln. 

Dr. Pavel Usvatov 

Dr. Usvatov leitet das Rechtsstaatsprogramm Südosteuropa der Konrad-Adenauer-

Stiftung. Seine Schwerpunkte sind internationales Verfassungs- und Verwaltungs-

recht sowie Rechtsstaatlichkeit und Völkerrecht. Er ist international breit aufge-

stellt, spezialisiert auf den postsowjetischen Raum sowie Südamerika und kom-

muniziert in den Arbeitssprachen Deutsch, Russisch, Spanisch und Englisch.  

Dieses war nicht mein erstes Zusammenwirken mit Pavel Usvatov und ich hoffe, 

dass er uns noch viele Leaders for Justice nach Berlin bringen wird.  

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 



 
  

Jahrestreffen des „Club der Agrardiplomaten in Deutsch-

land“ 
Ein Abend in der Residenz des japanischen Botschafters am Tiergarten 

    

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das ist einer der schöneren Termine im Leben eines Landwirtschaftspolitikers:  

 

Der Jahresempfang des „Clubs der Agrardiplomaten in Deutschland“. Gastgeber war dieses 

Mal der japanische Botschafter S.E. Hidenao Yanagi. 

 

Der Club ist der Zusammenschluss der Landwirtschafts-Attachés der ausländischen Bot-

schaften in Berlin und ist eine Plattform für den direkten Austausch mit uns deutschen 

Agrarpolitikern. Die aktuelle Präsidentin ist die Landwirtschafts-Attachée der litauischen 

Botschaft, Eivina Ziziunaité-Allbaz. Themen für den Austausch gibt es genug, zurzeit z.B. 

Tierhaltung, erneuerbare Energien in der Landwirtschaft, Anwendung von Pflanzenschutz-

mitteln, Mindestlohn und besonders mit den Vertretern der EU-Länder: der Wolf und die 

Weidetierhaltung. 

 

Da man beim Essen besonders gut ins Gespräch kommt, ist es schöner Brauch, dass  die 

Botschaften zu diesem Jahresempfang kulinarische Spezialitäten ihrer Länder präsentie-

ren, von Sushi über Schweizer Raclette, französische Weine, Neuseeländer Kiwis und 

Lammfilet bis zu irischem Lachs und litauischem Baumkuchen gab es viel zu entdecken 

und besprechen. Dazu ein Blick in den japanischen Garten der Residenz des Botschafters. 



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das war ein Abend zum Genießen 
Zurück zur Übersicht 

 

 

Besuch aus dem Kreis Soest 
Das siegreiche Floorball Team des Antonianum Geseke  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

Herzlichen Glückwunsch dem Floorball-Team des Antonianum Geseke.  



 
  

Die Schulmannschaft besuchte mich im Bundestag, nachdem sie beim Schulcup- Bun-

desfinale in Berlin Platz 3 erkämpft hat. Sie hatte sich gegen die besten Schulteams aus 

ganz Deutschland  durchgesetzt. Der erste Sieger kam übrigens auch aus NRW! 

 

Neben dem Besuch im Plenarsaal interessierte die Schüler besonders, was meine fachpo-

litischen Themen als  MdB sind. Ein Teil meiner Aufzählung löst dann doch immer wie-

der Erstaunen aus: Hanfanbau und Cannabisfreigabe zu Genusszwecken, eZigaretten und 

der Schutz von Menschen und Nutztieren vor dem Wolf.  

 

Ich hoffe sehr und setze mich dafür ein, dass diese jungen Sportler mit keinem dieser 

Themen intensiv in Berührung kommen werden. 

 
Zurück zur Übersicht 

 
 

 

 

 

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I  Kernbotschaften der Plenarwochen im Mai 

I. Kernbotschaften der Woche 

Aktuelle Stunde: Heizungspläne der Bundesregierung stoppen – Wärmewende tech-
nologieoffen und sozial verträglich neu starten.  
Mit dem Klimaschutzgesetz haben wir uns festgelegt: Bis 2045 werden wir Treibhausgas-
neutralität erreichen. Dafür brauchen wir klimafreundliches Heizen und eine technologie-
offene und sozial verträgliche Wärmewende. Aber: So es wie es die Ampel vorschlägt, funkti-
oniert es nicht. Wir wollen kein Heizungsverbotsgesetz. Das Chaos der Ampel schadet der 
Akzeptanz für den Klimaschutz. Koalitionspartner werfen einander Wortbruch vor, wir erle-
ben Führungslosigkeit und Durcheinander in der SPD-geführten Bundesregierung.  
Die Wärmewende muss für die Menschen und Handwerksbetriebe mach-und leistbar sein. 
Wir brauchen echte Technologieoffenheit und wollen dafür die Potentiale aller klima-
freundlicher Heizlösungen nutzen. Diese Technologieoffenheit muss von einer transparen-
ten und sozial gestaffelten Förderkulisse flankiert werden. Hier hat die Bundesregierung viel 
Vertrauen verspielt: Der Entwurf für das Gebäudeenergiegesetz (GEG) wurde ohne Förderku-
lisse vorgestellt. Förderprogramme wurden im letzten Jahr mehrfach gestoppt, geändert, ge-
kürzt. Erforderlich wäre aber Planungssicherheit für Mieter, Eigentümer, Handwerker und 
Industrie. Die selbst ernannte „Fortschrittskoalition“ hat für die Wärmewende bislang nur  
 Rückschritte gebracht.  

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

Wir wollen ein Ende der Verunsicherung der Bürgerinnen und Bürger. Wir wollen eine Wär-

mewende, die mit und nicht gegen die Bürgerinnen und Bürger gelingt. Einseitig auf die Wär-

mepumpe zu setzen, führt in die energiepolitische Sackgasse. Wir brauchen neben der Wär-

mepumpe die ganze Breite klimafreundlicher Lösungen – von Wasserstoff über Holzpellets 

bis zu Wärmenetzen. Die Wärmewende wird nur dann zum Erfolg, wenn sie für jedes Haus 

die individuell beste Lösung ermöglicht. 

Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) zur Migrationspolitik am 10. Mai 2023 und un-

sere Anträge „Abschiebehürden beseitigen, Ausreisepflichten konsequent durchset-

zen“ sowie „Irreguläre Migration an den Grenzen steuern, begrenzen und kontrollie-

ren“. 

Nach monatelangem Zögern beruft Bundeskanzler Scholz am 10. Mai endlich eine MPK zur 

aktuellen Migrationskrise ein. In den ersten vier Monaten des Jahres wurden bereits 110.516 

Asylanträge in Deutschland gestellt. Zusätzlich haben weiterhin über eine Million ukraini-

scher Kriegsflüchtlinge bei uns Zuflucht gefunden, mehr als in jedem anderen Land der EU. 

Die Unionsfraktion hat deshalb von Anfang an das Gespräch mit den Kommunen gesucht, die 

aktuell die Hauptlast dieser Situation schultern. Beim Kommunalgipfel unserer Fraktion am 

30. März haben wir intensiv zugehört und mit den Kommunen echte und rasch wirksame Lö-

sungen erörtert.  

Deutschland ist ein starkes und hilfsbereites Land. Unser christliches Menschenbild gebietet 

die Unterstützung für politisch Verfolgte und Kriegsflüchtlinge. Die anhaltend hohe Hilfsbe-

reitschaft der Bevölkerung unterstreicht diese Haltung eindrucksvoll. Gerade die Kommunen 

leisten in dieser Zeit Außergewöhnliches, stoßen aber an ihre Belastungsgrenzen. 

Die Maßnahmen, die Bundeskanzler Scholz nun zur Unterstützung der Kommunen vor-

schlägt, sind jedoch offensichtlich völlig unzureichend: Kaum Begrenzung des irregulären 

Zuzugs, keine schnelle Entlastung der Kommunen, keine weiteren Zusagen für eine langfris-

tig planbare finanzielle Unterstützung.  

Wir fordern deshalb: Diese Placebo-Politik muss enden. Wir brauchen jetzt: 

- Kurzfristig wirksame Maßnahmen für eine Begrenzung des irregulären Zuzugs nach 
Deutschland wie etwa europäisch notifizierte, lageangepasste Kontrollen an den Binnen-
grenzen zu Polen, Tschechien und zur Schweiz, solange die zu hohe Zahl illegaler Einrei-
sen anhält. Darüber hinaus müssen wir gemeinsam mit den Staaten und Institutionen der 
Europäischen Union zudem kurzfristig konkrete Maßnahmen für einen deutlich effekti-
veren EU-Außengrenzschutz umsetzen.  

- Langfristig planbare und über die bereits zugesagten Pauschalen hinausgehende finanzi-

elle Unterstützung des Bundes für die Kommunen. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         
                                                                                                        Zurück zur Übersicht 

 
 



 
  

II  Mai 2023 im Parlament 
______________________________________ 
 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

In abschließender Beratung befassen wir uns mit unserem Antrag Technologieagenda Neue 

Energien – Rolle der Wissenschaft in der Bundesregierung stärken. Wir sehen die Kurz-

atmigkeit des Krisenmanagements in der Bundesregierung mit großer Sorge. Bei allen aktuell 

beschlossenen und diskutierten Maßnahmen der Bundesregierung fehlt eine klare, auf den 

Erkenntnissen von Wissenschaft und Forschung basierende Strategie. Die Wissenschaftsge-

meinschaft hat viele Lösungsansätze zu bieten und forscht intensiv an einer erfolgverspre-

chenden Energietransformation. Mit unserem Antrag stellen wir klar: Die Wissenschafts- und 

Forschungslandschaft ist nicht nur der bestmögliche Ratgeber einer jeden Bundesregierung, 

sie ist auch gerade in Krisenzeiten die treibende Kraft zur dringend benötigten Erweiterung 

des politischen Handlungsspielraumes. Hierfür braucht es Technologieoffenheit und Inno-

vationslust, aber auch eine starke Stimme in der Bundesregierung. 

Umsetzung der Empfehlungen der Beschleunigungskommission Schiene. Am 13. De-

zember 2022 hat Bundesverkehrsminister Wissing den Abschlussbericht der Beschleuni-

gungskommission Schiene (BKS) entgegengenommen. Dieser enthält 70 Maßnahmen in fünf 

Handlungsfeldern, von Vertretern der Branche, der Ministerialverwaltung sowie der Koaliti-

onsfraktionen erarbeitet. Unser Antrag identifiziert – orientiert an den Empfehlungen der 

BKS – fünf Handlungsfelder, auf denen die Bundesregierung tätig werden muss. Die Bundes-

regierung bleibt derweil eine Konkretisierung, die gesetzliche Umsetzung der Maßnahmen 

sowie einen Zeitplan schuldig. Viele der Maßnahmen hätten laut Zeitplan der BKS bereits im 

ersten Quartal 2023 begonnen werden müssen. Die Handlungsempfehlungen der Schienen-

branche drohen nun folgenlos zu bleiben. Deshalb fordern wir: Die Empfehlungen der BKS 

müssen dringend umgesetzt werden. Diese schnell umsetzbaren Maßnahmen können das 

Schienennetz und den Schienenverkehr deutlich verbessern. 

Die deutschen Seehäfen sichern – im Zusammenspiel mit dem Nord-Ostsee-Kanal – Wohl-

stand, Beschäftigung und Versorgungssicherheit in Deutschland. Zwei Drittel des deutschen 

Außenhandels werden über die Seehäfen abgewickelt. Rund 70 Prozent seines Energiebedarfs 

deckt Deutschland durch den Import verschiedener Energieträger über die Häfen. Damit die 

deutschen Häfen im internationalen Wettbewerb nicht weiter zurückfallen, resiliente und ef-

fiziente Energie- und Rohstoffdrehkreuze entstehen und Abhängigkeiten von anderen Staa-

ten reduziert werden, fordern wir mit unserem Antrag: Hafenstandort Deutschland stär-

ken. Dazu schlagen wir neben der Entwicklung einer langfristig angelegten Nationalen Ha-

fenstrategie umgehende, wirksame Maßnahmen vor, die den geostrategischen Interessen 

Deutschlands und der Europäischen Union dienen.                                                                zurück 

Gemeinsam mit den Koalitionsfraktionen bringen wir in dieser Woche einen Antrag für die 

Errichtung eines Mahnmals für die im Nationalsozialismus verfolgten und ermordeten 

Zeugen Jehovas ein. Der Antrag fordert für die Bundesregierung auf, sich für ein Denkmal für 

die im Nationalsozialismus verfolgten und ermordeten Zeugen Jehovas im Berliner Tiergar-

ten einzusetzen und über die Verfolgung dieser Opfergruppe zu informieren. Die Initiative 



 
  

greift das Anliegen auf, die Zeugen Jehovas als bislang „vergessene Opfergruppe" in der Erin-

nerungs- und Gedenkkultur angemessen zu berücksichtigen. Die Zeugen Jehovas waren eine 

der ersten Gruppen, die von den Nationalsozialisten noch 1933 verboten und systematisch 

verfolgt wurden. Es handelt sich um die größte Gruppe von Kriegsdienstverweigerern im Na-

tionalsozialismus. Etwa 14.000 Zeugen Jehovas erlitten direkte Verfolgung, zumeist durch 

Haft, über 4.000 waren in Konzentrationslagern inhaftiert. Sie wurden dort mit einem eige-

nen Kennzeichen, dem „lila Winkel", stigmatisiert.  

Wasserstoffhochlauf pragmatisch, schnell und technologieoffen voranbringen – Für 

eine starke Wirtschaft, für Klimaneutralität. Wasserstoff ist der Schlüssel für eine starke 

und klimafreundliche Volkswirtschaft. Wasserstoff kann einen großen Beitrag zur Sicherung 

der Versorgung und zur Stärkung der Volkswirtschaft beitragen. Um die Vorteile der Wasser-

stoffnutzung breit zu entfalten, müssen die Weichen schnellstmöglich gestellt werden. Wir 

wollen und können Wasserstoff-Weltmeister werden. Dafür hat die vorherige Bundesregie-

rung unter Führung der CDU/CSU im Jahr 2020 die erste Nationale Wasserstoffstrategie ver-

abschiedet, die auch international weithin für Anerkennung gesorgt hatte. Die Ampel zögert, 

unsere Antworten als CDU/CSU-Fraktion für einen beschleunigten Wasserstoffhochlauf sind 

hingegen sehr klar: Wasserstofferzeugung und Importe müssen emissionsfrei bzw. -arm sein, 

aber nicht von Beginn an ausschließlich „grün“; die Wasserstoff-Infrastruktur muss von Be-

ginn an ganz Deutschland einbeziehen und europäisch vernetzt sein; Anwendungsfelder für 

Wasserstoff ergeben sich in einem dynamischen Markthochlauf und sind nicht vorab poli-

tisch festzulegen; in Forschung und Entwicklung muss Deutschland wieder international 

führend werden.                                                                                                                                              zurück 

Generalverdacht gegen öffentlichen Dienst verhindern – Prävention gegen Extremis-

mus stärken, Disziplinarverfahren im bestehenden System beschleunigen. An der In-

tegrität unserer Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten gibt es keine ernsthaften Zweifel. 

Alle Untersuchungen und Lageberichte der letzten Jahre zeigen übereinstimmend, dass un-

sere Staatsdienerinnen und -diener bis auf sehr wenige Ausnahmen fest auf dem Boden des 

Grundgesetzes stehen. Unter Demokraten sollte aber Einigkeit herrschen: Jeder extremisti-

sche Einzelfall ist einer zu viel. Menschen mit extremistischen und verfassungsfeindlichen 

Ansichten und Handlungen haben im Staatsdienst nichts verloren. Wer hoheitlich tätig wird, 

darf dies ausschließlich in dem vom Grundgesetz vorgegebenen und durch Recht und Gesetz 

ausgestalteten Rahmen tun. Uns eint daher das Ziel, Feinde unserer freiheitlich-demokrati-

schen Grundordnung schneller aus dem öffentlichen Dienst zu entfernen und möglichen 

Tendenzen bereits im Vorfeld konsequent entgegenzuwirken. Die Bundesregierung hat nun 

allerdings den Entwurf für ein Gesetz zur Beschleunigung der Disziplinarverfahren in der 

Bundesverwaltung und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften vorge-

legt, den wir in dieser Woche erstmals beraten. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung 

führt zu einer Änderung dahingehend, dass mit einer Abschaffung der Disziplinarklage Bun-

desbeamtinnen und -beamte zunächst der Entscheidung der Dienstbehörde ausgesetzt wären 

und sich nur durch eine Klage gegen ihre Behörde im Dienstverhältnis halten können. Diesen 

Entwurf lehnen wir ab. Er wird von den Beamtengewerkschaften als nicht geeignet kritisiert 

und ist Ausdruck des Misstrauens gegen unsere Beamtinnen und Beamten. Der Bund ginge 

mit dem Gesetzentwurf einen Sonderweg mit ungewissem Ausgang und würde damit den ver-

fassungs- und dienstrechtlichen Konsens in Bund und Ländern brechen. 



 
  

Gesetz zum beschleunigten Ausbau von Balkonkraftwerken (BalKraftBeschG). Mit ste-

ckerfertigen Photovoltaik-Anlagen (sog. Balkonkraftwerken) können Haushalte – egal ob 

Mietpartei oder Eigentümer – ihren Strom selbst erzeugen. Dies reduziert die Stromkosten, 

macht unabhängiger und leistet einen Beitrag zum Klimaschutz. Diese Möglichkeit ist ein 

kostengünstiger Einstieg in die Nutzung Erneuerbarer Energien, der unkompliziert und leicht 

realisierbar für alle sein muss. Derzeit besteht kein Anspruch für Mieter und Wohnungsei-

gentümer, steckerfertigen Photovoltaik-Anlagen eigenständig installieren zu dürfen. Viel-

mehr ist dies von der Zustimmung des Vermieters bzw. bei Wohneigentumsobjekten von der 

Eigentümergemeinschaft abhängig. Diese Zustimmungserfordernisse stellen große Hinder-

nisse beim beschleunigten Ausbau von Balkonkraftwerken dar. Mit unserem Gesetzentwurf, 

den wir in dieser Woche in 1. Lesung beraten, werden Ansprüche von Mietern und Eigentü-

mern für die Anbringung und Nutzung von Balkonkraftwerken schaffen. 

                                                                                                                                                         Zurück zur Übersicht 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In dieser Sitzungswoche befassen wir uns abschließend mit der Verlängerung des Mandats 

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der internationalen Sicherheitsprä-

senz in Kosovo (KFOR). Das Mandat wird weitgehend unverändert verlängert und umfasst 

die Entsendung von bis zu 400 Soldaten.  

Außerdem befassen wir uns mit der Letztmaligen Fortsetzung der Beteiligung bewaffne-

ter deutscher Streitkräfte an der Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmis-

sion der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA). Dem Mandat können wir – nach derzei-

tigem Stand – nicht zustimmen. Der Auftrag der Bundeswehr in der Mission MINUSMA ist 

nicht mehr sachgerecht, teilweise nicht mehr ausführbar und damit im Lichte der Auftrags-

zielsetzung weitgehend wirkungslos. Dies wird sich auch in den kommenden Monaten er-

wartbar nicht mehr ändern. Die Verweigerung der Unterstützung durch die malische Regie-

rung, etwa durch die regelmäßige Behinderung und Verzögerung von Transportflügen und 

die nicht durchgehend verfügbare Luftunterstützung als Rückversicherung des deutschen 

Kontingents, sind inakzeptable Rahmenbedingungen. Das nun vorliegende Auslaufmandat 

bis zum Mai 2024 stellt eine unnötige Verlängerung des Einsatzes der Soldatinnen und Sol-

daten dar und vergrößert ihre Gefährdungslage unnötig.  

Darüber hinaus beraten wir den Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Bekämp-
fung von Lieferengpässen bei patent-freien Arzneimitteln und zur Verbesserung der 
Versorgung mit Kinderarzneimitteln. Gegenstand des Entwurfs sind Maßnahmen, um 
die in den vergangenen Monaten verstärkt aufgetretenen Engpässe bei bestimmten Arznei-
mitteln, insbesondere für Kinder, zukünftig zu vermeiden. Dazu gehören Maßnahmen zum 
Ausbau eines Frühwarnsystems, Bevorratungsregelungen sowie finanzielle Anreize. Der Ge-
setzentwurf ist allerdings unzureichend und wird die aktuellen Probleme jetzt und in Zu-
kunft nicht umfassend lösen. Die Union hat daher bereits im Januar 2023 einen eigenen An-
trag in das parlamentarische Verfahren eingebracht (Beschaffungsgipfel jetzt einberufen – 
Versorgungssicherheit für Patientinnen und Patienten mit Arzneimitteln gewährleisten, 
Drs. 20/5216).  

Gesetz zu dem Beschluss (EU, Euratom) 2018/944 des Rates der Europäischen Union 

vom 13. Juli 2018 zur Änderung des dem Beschluss 76/787/EGKS, EWG, Euratom des Ra-



 
  

tes vom 20. September 1976 beigefügten Akts zur Einführung allgemeiner unmittelba-

rer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments. Auf EU-Ebene wurde zuletzt 

2018 eine Änderung des Direktwahlakts beschlossen (DWA 2018). Diese verpflichtet die Mit-

gliedsstaaten, eine Sperrklausel von mind. 2% (bis max. 5%) bei den nationalen Wahlen zum 

Europäischen Parlament einzuführen. Deutschland hat diese Änderungen bisher noch nicht 

ratifiziert (Spanien und Zypern auch noch nicht). Wir unterstützen die Ratifizierung des Di-

rektwahlakts. Der Ampel-Gesetzentwurf entspricht im Wesentlichen dem Gesetzentwurf der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 18. Oktober 2022 (BT-Drucksache 20/4045).     

                                                                                                                                                         Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 
      

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bürgersprechstunde im Juni 
 

 

Soest 

Dienstag, 06. Juni, um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

Lippstadt 

Donnerstag, 29. Juni, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
                               

 

    

                                  
 
 

 
 

          

                   Impressum 
 

Bundestagsbüro Hans-Jürgen Thies 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Telefon: 030 227 79450  

Mail: hans-juergen.thies@bundestag.de 
                                                                                                                                zurück  

 
 

 
 


